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Cari Friedrich von Gottes Gnaden

Grosherzog von Baden , Herzog von Zaͤhrin gen ꝛe.

In Verfolg jener Abſicht , die Wir in der fruͤhern
Conſtitutionsurkunde uͤber das Verhaͤltniß des

Staats zur Kirche geaͤuſſert haben , finden Wir

nun noͤthig in gegenwaͤrtiger Urkunde uͤber die Ver⸗
faſſung
der Gemeinden , Roͤrperſchaften ,

und Staats Anſtalten

in Unſerem Staate jene Grundregeln anmit zu

erklaͤren, worauf deren Rechts Stand beruhen und

woraus alle weitere Organiſation und Geſetzgebung
fuͤr dieſelbe ausgehen ſoll .

. ) Indem urſpruͤnglich mehrere Familien mit

Erlaubniß des LandEEigenthuͤmers auf einem Bez

zirk ſich niederließen um ihn anzubauen und zu be⸗

nuzen , und einen Theil ſolcher Lande als Familien⸗

Eigenthum bekamen , dabey aber zum Vortheil ihrer

Nachbarn an gewiſſe geſellſchaftliche Regeln in Mbs

ſicht auf die Benutzung des Bodens gebunden wur⸗

den , ein anderer Theil aber nur ihnen gemeinſchaft⸗
lich zur Benutzung uͤberlaſſen ward , indeſſen wie⸗
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der ein anderer Theil des Bodens in unverruͤktem

Eigenthum und Genuß des vorigen groſſen Land ,

Beſitzers blieb ; indem hiernaͤchſt jene neuangeſiedelte

Familien aus ihrer Mitte Perſonen erkohren , wel⸗

che ihre gemeinſchaftliche Angelegenheiten beſorg —

ten , und Uneinigkeiten , die daraus entſprangen ,

ſchlichteten ; indem die damalige LandEEigenthuͤmer

ſodann Gewalthaber oder Voͤgte ernannten , welche

ihre Rechte auf dieſe angeſiedelte Leute wahren muß⸗

ten ; und indem endlich die GutsEigenthumsBefug—
niſſe der urſpruͤnglichen Land Eigenthuͤmer nah und

nach immermehr zu RegierungsRechten hinaufgeſtei⸗

gert , oder zwiſchen ſolchem und einem andern Ober⸗

Herrn je nah Zeit und Gelegenheit getheilt wurden ;

entſtand allmaͤhlig jene Gemeinds Verfaſſung ,
welche jezo in Unſeren Staaten ſich vorfindet , nem⸗

lich als eine Sammlung mehrerer Familien , welche

unter einer aus ihrer Mitte gezogenen leitenden Ge⸗

walt vereinigt ſind , um ihre Nahrung und Gewerb⸗

ſamkeit durch einen theils getheilten , theils gemein⸗

ſchaftlichen Gebrauch eines beſtimmten Bezirks des

StaatsGebietes zu befoͤrdern, und welche zugleich

als Mittel fuͤr die leichtere Vollziehung der Staats⸗

Regierung , gleichſam als unterſter Ring in der

Kette der StaatsVerbindungen dienen . Sie find

demnach von der einen Seite eine gemeinſchaftliche

Vereinigung mehrerer Staatsbuͤrger zu beſſerer Er —

reichung ihrer ſaͤmtlich einzelnen Lebenszwecke durch
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GeſamtWuͤrkung , von der andern Seite aber eine

pflichtgebottene ZuſammenWuͤrkung derſelben unter

der gemeinſchaftlichen Leitung ihrer Vorſteher zur

Befoͤrderung der allgemeinen Staats - Wohlfarth .

Aus dieſem doppelten Geſichtspunkt iſt daher ſtets

ihr Rechtszuſtand zu beurtheilen , und jede aus

dem Einen abgeleitete Folgerung durch die Hinſicht

auf den Andern ſo zu modificiren , daß ſtets beide

Zwecke in richtiger Harmonie bleiben . Insbeſon⸗

dere begruͤnden ſich daraus folgende Pflichten :

Erſtens Keine Gemeinde kann neu entſtehen ,

es ſey nun durch Trennung von einer andern , oder

durch neue Anſiedlung , ohne zuvor von Uns als

Oberherrn dazu ertheilte Bewilligung .

Zweitens . Ohne die gleiche Bewilligung Fann

auth Feine ſich umgeſtalten , oder aufloͤſen.
Drittens . Die geſellſchaftlichen Rechte einer

Gemeinde duͤrfen nur die leichtere Uebung ihrer

Gewerbſamkeit zum Zweck haben und daraus ab⸗

geleitet werden , niemals aber auf Modificationen

ihrer StaatsUnterthaͤnigkeit bezogen , noch auf Una

genoſſen der Gemeinden oder auf andere Gemeinden

ausgedehnt werden , ſoweit nicht eine beſondere Frey :

heitsUrkunde ihnen einen groͤſſeren Umfang beſtimmt

beilegt ;

Viertens . Was eine Gemeinde weiter beſizt ,

je nachdem es gemeinverkaͤufliches PrivatGut iſt ,

oder eine Berechtigung in Staatsſachen , muß nach



a o

den beſtehenden , oder ferner ergehenden Geſezen

über StaatsVerhaͤltniſſe oder PrivatEig enthum

beurtheilt werden , und kann nicht mehr und nicht

weniger Sicherheit gegen jede Willkuͤhr verlangen ,

als aͤhnliche Rechte anderer Staatsbuͤrger auch .

. ) Ihrer obengenannten Natur zufolge hat je—

de Gemeinde ihre Markung , nemlich einen in

eigenen Grenzen eingeſchloſſenen Umfang des Staats⸗

Gebiets , auf welchem ihre geſellſchaftliche Verbin⸗

dung gewurzelt iſt ; ihr Bann Recht , oder die

Befugniß unter Oberherrlicher Aufſicht fuͤr die

Arbeiten und fuͤr den Gebrauch der Liegenſchaften

diejenige Regeln feſtzuſezen und aufrecht zu halten ,

welche fuͤr den ungeſtoͤrten Gang der Gewerbſam —

keit der Gemeindsglieder die vertraͤglichſten ſind ;

ihr Mark Eigenthum beſtehend theils in

Allmend Gut oder ſolchem Grund und Boden ,

deſſen Eigenthum der Gemeinde , deſſen Genuß aber

den Buͤrgern angehoͤrig iſt , theils in Gemeinds⸗

Gut oder ſolchem Grund und Boden deſſen Ei⸗

genthum und Genuß der ganzen Gemeinde ange -

hoͤrt , theils in GemeindsBauten oder ſolchen

Anlagen an Wohngebaͤuden , Waſſergebaͤuden , und

andern mehr , deren Eigenthum der Gemeinde ge —

hoͤrt, es ſey nun , daß ſie zu beſtimmten Zwecken,
wie Rathhaͤuſer und HirtenHaͤuſer oder u ges

meinem Gebrauch wie Dorfbrunnen , Brandweyer

u, f w. vorhanden ſind, theils endlich in Privat⸗
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Gut wovon blos die Markherrſchaft der Gemein⸗

de , das Eigenthum aber ſowohl als das Nieſ⸗

ſungsRecht den einzelnen Gemeindsgliedern zuſteht .

Jede Gemeinde hat ferner ihr Grundrecht , oder

die Befugnis , jeden Uebergang desjenigen liegen⸗

ſchaftlichen Eigenthums , worauf ſie die Markherr —⸗

ſchaft hat , von einer Hand in die andere als un⸗

guͤltig zu behandeln , der nicht ihrem Gericht zur

Gewaͤhrung vorgelezgt , und dadurch zum Eintrag

in das Grundbuch , das ift in die Erb : Kauf - und

PfandRegiſter reif gemacht worden iſt , und jeder

Veräußerung die auf Ungenoſſen geſchieht , das iſt

auf ſolche Perſoneu , die keinen Theil an dem

Ortsrecht haben , welches die einzelne Verfaſſun⸗

gen und Geſeze naͤher beſtimmen , in geſezlicher Zeit

und Art ſelbſt , oder mittelſt einzelner Buͤrger ein —

zuloͤſen ; ſie hat ihren Gemeinbeutel , der aus

dem Einkommen von MarkEigenthum , und two

dieſes zu den gemeinen Ausgaben nicht zureicht ,
aus Umlagen auf die Gemeindsgenoſſen erwaͤchſt;

ihr Gericht , das je nach der Groͤſſe der Ge —

markung verſchieden , doch nie unter drey und nie

uͤber zwoͤlf ſeyn darf , und das die Gemeinde ſammt

ihren Rechten vertreten , auch fuͤr Gehorſam und

Ordnung der Buͤrgerſchaft verantwortlich ſeyn muß ;

ihren Vorgeſezten , ( und nach Befinden

einen VorſteherAmtsgehuͤlfen ) welcher die Rechte

des Regenten wahre , den Handlungen des Ge -



richts das Anſehen gebe , die Befehle der vollzie⸗

penden Gewalt im Staat befannt mahe , und ihe

ren Vollzug betreibe , der ſofort jedesmal in die

obige Zahl der Gerichtsperſonen mit eingerechnet

ſey ; ſie hat endlich ihr Gemeindsſiegel , das al⸗

len Urkunden der Gemeinde , des Gerichts , oder der

Vorgeſezten , den nach Masgabe des Innhalts

geeigneten oͤffentlichen Glauben giebt .

3 ) Ueber das Gemeinds Eigenthum , deſſen

Veraͤuſſerung und Beſchwerung koͤnnen Vorgeſezte

und Gericht nichts verfuͤgen, ohne die Beiſtim⸗

mung der Gemeinde , ( oder ihres Ausſchuſſes da ,

wo wegen Groͤſſe der Gemeinden oder andern

Urſachen die Rechte der Gemeinden in die Haͤnde

eines Ausſchuſſes gelegt ſind ) , aber auch mit

dieſer Beiſtimmung erlangt der Act nur durch

Genehmigung der Oberpolizeybehoͤrde des Staats
ſeine Guͤltigkeit. Jene Beyſtimmung , wann ſie

von der ganzen Gemeinde erhoben wird , erfordert

Aufruf aller ſtimmfahigen Glieder, Erſcheinung von

wenigſtens zwey Drittheilen , und Einwilligung des

mehreren Theils der Erſchienenen ; wo aber ein

Ausſchus den Gemeindswillen erklaͤrt , wird er⸗

fordert : Aufruf aller Ausſchusglieder , Erſcheinung

von vier Fuͤnftheileu , und Einwilligung von drey

Viertheilen der Erſchienenen : Neue Privilegien

köͤnnen fuͤr einzelne Orte nach Beſchaffenheit der

Erforderniſſe andere Einwilligungs Formen feſtſezen.
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Ueber den Gebrauch des GemeindeVermoͤgens ,
uͤber die Verwendung des gemeinen Einkommens ,

die Ausuͤbung der gemeinen Befugniſſe , und tiz

Anwendung des Bann - und Grund⸗Rechts , be⸗

ſtimmen die Schluͤſſe, welche von dem ' Gericht

gefaßt , und von den Ortsvorgeſezten verfaſſungs⸗

maͤſig gutgeheiſen ſind : fuͤr eilende Faͤlle entſchei⸗

den leztere allein . Verfaſſungsmaͤſſig iſt das Gut⸗

heiſen der Vorgeſezten , wann es der GeneralIn⸗

ſtruetion gemaͤs iſt , die ſie von der Unterpolizey⸗

behoͤrde haben , oder wenn , woes dieſe erfordert ,

fuͤr den einzelnen Fall die Weiſung dieſer Polizey⸗

behoͤrde zuvor von ihnen eingeholt . worden ift .

Alle ſolche Schluͤſſe , duͤrfen nie etwas anders

zum Gegenſtand haben , als was obangemeldeter⸗

maaſen Zweck der Gemeinds⸗Vereinigung iſt ; ſie

unterliegen ſtets dem Oberherrlichen Recht der

Minderung oder Mehrung , um ſtets im gemeinen

Einklang mit dem Staats⸗Wohl erhalten werden

zu koͤnnen . Das Gericht hat die Rechts Vertre⸗
tung der Gemeinde in Klagen fuͤr oder wider ſie

im erſten Rechtszug : zu der Fortſezung der Ge⸗

meindsſtrittigkeiten in weiteren Rechtszuͤgen ( In⸗

ſtanzen ) gehoͤrt die auf obgedachteWeiſung er⸗

hobene Beyſtimmung der Gemeinde . Wann der

Streit nicht auf Koſten der einzelnen Glieder , ſon⸗
dern auf den gemeinen Beutel gefuͤhrt werden ſoll ,

ſo gehoͤrt noch ferner die Genehmigung der Oberpo⸗



lizey Behoͤrde dazu . Auf eigene Koſten koͤnnen

aber alle oder auch einzelne Buͤrger, in Gemeinds⸗

Angelegenheiten Streit fuͤhren oder fortführen

mithin als Geſchaͤftsvertretter der Gemeinden er⸗

ſcheinen , wann ſie die Wagniß uͤbernehmen wollen ,
im Fall des verlornen Prozeßes die Koſten auf

ſich zu behalten , wogegen allemahl im Fall des

endlichen Gewinns die Gemeinde ihnen zum Ko⸗

ſtenErſatz verbindlich wird .

. ) Im Grosherzoͤgthum Baden „ deſſen Lage

durchaus die eines Guͤterbauenden Staates iſt , ſind

die groͤßere und wichtiger Gemeinden die Land⸗

gemeinden voder Doͤrfer, deren Hauptein⸗

richtung auf Nahrung durch Ackerbau , Weinbau ,

Wieſenbau , Viehzucht , und gemeine HandArbeit

berechnet iſt . Die Feld - und WaldBenuzung macht

den Gegenſtand ihres Bannrechts aus . Die Wahl

ihrer Richter ſteht — wo niht ein Anders beſon⸗

ders hergebracht iſt — dem Gericht ſelbſt zu ; die

Beſtaͤtigung der Wahl aber , oder Erforderung ei⸗—

ner neuen , wenn kein tauglicher gewaͤhlt wird , ges

hoͤrt vor die Unterpolizey Behoͤrde. Der Vor —

ſchlag ihrer Vorgeſezten , die aus der Gemeinde von

Herrſchaſtswegen aufgeſtellt ſind , und ihrer Amts :

Gehuͤlſen, wo dergleichen beſtehen , geſchieht durch

Wahl der Gemeinde , doch unbeſchadet des herr —

ſchaftlichen Rechts unter mehreren vorgeſchlagenen

Perſonen auch den in der Wahl minder beguͤn—



ſtigten , durch ihre Dienſt Behoͤrden zum Amt zu

ſetzen , oder eine andere Wahl mit Ausſchluß des

gewaͤhlten unannehmlichen Subjects zu verordnen ,

oder bey uͤberhandnehmenden Factionen auſſeror⸗

dentlicher Weiſe ein taugliches Subjeet ohne Wahl

auszuheben . Wie weit hierbey , wann von Herr⸗

ſchaftsRechten die Rede iſt , Grundherren , Stan —

desherren oder blos der Oberherr einzuwuͤrken ha⸗

de , iſt aus den desfallſigen Conſtitutionen dem⸗

naͤchſt zu erlernen . Den Vorgeſetzten ſteht dane⸗

ben ein Vermittlungs Recht zu , vermoͤg deſſen alle

Streitſachen zwiſchen Ortsangehoͤrigen , die nicht

uͤber eine halbe Mark Silbers ( alſo dermahlen

Zwoͤlf Gulden Conventions Geld) im Werth anſtei⸗

gen , zuerſt an ſie gebracht werden muͤſſen; um dar⸗

über , ( wann ihnen die Sache nicht zu ſchwer

duͤnkt , in welchem Fall ſie die Parthien gleich

ans Amt weiſen koͤnnen) ihren VermittlungsSpruch
zu geben , wenn nachmals Gewinn oder Verluſt

von dem Schiedsſpruch der Vorgeſetzten nicht die

Haͤlfte dieſer Summe uͤberſteigt, muß ſolcher ohne

weitere Berufung ans Necht zum Vollzug kommen ,

wenn er nicht unfoͤrmlich oder leidenſchaftlich er⸗

ſcheint , wohingegen derjenige , welcher die Haͤlfte

jenes Betrags uͤberſteigt, an das ordentliche Be⸗

zirksgericht zur neuen Eroͤrterung und RechtsEnt⸗

ſcheidung gebracht werden kann , ſo lang zehen

Tage nicht abgelaufen ſind , deren Verlauf ſonſt



fuͤr ſtillſchweigendes Anerkenntniß des Spruchs

gilt . Was eine Landgemeinde mehr haben will ,

als die bis hieher aufgezaͤhlte Rechte der Gemein⸗

den uͤberhaupt und der Landgemeinden insbeſon⸗

dere , muß durch eigene Bewilligungen , die dieſer

Conſtitution nachfolgen , erlangt oder erhalten wer⸗

den .

. ) Die Städte hatten zwar ihren urſpruͤng⸗

lichen Charakter in der Anlage zur Vertheidigung

gegen feindliche Angriffe , und zur Zuflucht fuͤr die

umherliegende Gegend ; dieſer iſt aber durch die

veraͤnderte Art Krieg zu fuͤhren weggefallen , und

bleibt nur noch den eigentlichen Veſtungen in ge⸗

wiſſer Maaſe eigen ; dieſemnach beſteht nun ihr

guszeichnender Charakter darinn , daß ihre Haupt⸗

einrichtung auf Nahrung durch Gewerbſamkeit ,

Kunſifleiß , und Wohnungs Annehmlichkeit fuͤr die

zehrende Claſſe der StaatsBuͤrger berechnet ift . Zu

dem BannRecht , das alle Gemeinden haben ,

kommt daher bey ihnen noch das MarktKecht ,

nemlich die Befugniß zu gewiſſen Zeiten in dem

Jahr und in der Woche groͤſere und kleinere Ber :

ſammlungstaͤge fuͤr Handel und Wandel zur allge⸗

meinen Lebeng » oder gur tåglihen Speiſe⸗Beduͤrf⸗

niß zu haben ; das Gewerbs Kecht oder die

Ermaͤchtigung der Stadtbuͤrger , jede ehrliche

Handthierung ohne Ausnahme jedoch mit Beobach⸗

tung der GemeindePolizey treiben zu dürfen , au



welchem Einer ader der Andre derſelben ſich ord⸗

nungsmaͤſig befaͤhigt hat ; anſtatt daß in Landge⸗

meinden in der Regel nur ſolche zugelaſſen werden

dürfen , die unmittelbar und zunaͤchſt fuͤr den taͤgli⸗

chen Gebrauch des Landmanns arbeiten , und die

Kathsgewalt nemlich die Berechtigung , die Ortsa

polizey in unterſter Ordnung , und vornuͤglich

jene die Bezug hat , auf Wohnungs - Gewerbs —

Zunft . und HandelsSachen , auh auf. Bequeme

lichkeit der Fremden , alſo auf die unmittelbare

Gegenſtaͤnde der ſtaͤdtiſchen Verbindung , zu beſor⸗

gen . Ihr Gericht fuͤhrt daher den Namen des

Stadtraths , oder des Gerichts und Raths ; deſ⸗

ſen aus der Mitte der Buͤrgerſchaft genommener

Vorgeſezter fuͤhrt den Namen eines Burgermeiſters ,

oder Oberburgermeiſters ; deſſen Beſezung aber

folgt den allgemeinen vorhin verzeichneten Regeln

uͤber Gemeinds - Vorſteher , wo die Stadtfreyhei⸗

ten , oder Unſere jeweilig kuͤnftig noͤthig findende

Anordnungen nichts anders beſtimmen , nur muß

der Vorgeſezte ſtets von der Oberpolizeybehoͤrde ,

d. i. der landesherrlichen ProvinzStelle beſtaͤttigt ,

oder von ihr zugelaſſen werden , wenn etwa eine

Standes oder Grundherrſchaft das naͤchſte Beſtaͤ

ttigungsRecht haͤtte , und nur die Beſtaͤttigung der

Rathsglieder kann den Unterpolizey Behoͤrden allein

uͤberlaſſen ſehn . Wer das BuͤrgerRecht in einer

Stadt des Grosherzogthums hat , und ordnungsmaͤ⸗
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ſig fortfuͤhrt , kann das dort damit erlangte Ge⸗

werbsrecht auch in andern Staͤdten ausuͤben , oh⸗

ne dort von neuem Burger zu werden , wann er

nur ſich um den Schutz dort meldet und die nach

Erforderniſſen der einzelnen Stadt weiter noͤthige

Eigenſchaften annimmt oder beſcheinigt Der

Werth der VermittlungsGegenſtaͤnde , iſt hier um

die Hälfte hoͤher als bey den Landgemeinden, mit⸗

hin auf drey Viertel einer Mark fein Silbers

im CurrentWerth beſtimmt , wobey uͤbrigens das

Recht die Sache weiter zu ziehen , oder nicht , je

nachdem der Gegenſtand die Haͤlfte des ganjen ges

ſtatteten Vermittlungs Betrags von 4 Mark Sil⸗

berg ( oder dermahlen die Haͤlfte von 18 fl. Con⸗

ventionsgeld ) uͤberſteigt oder nicht , nach den oben

beſtimmten Regeln ſich richtet . Was fie weiter Has

ben ſollen , muͤſſen neue Freiheits Briefe ausweiſen .

Alle ſowohl in den Oberhoheits als Eigenthums⸗

Landen vor dem Preßburger Frieden gegebene Pri⸗

vilegien gelten nur , in ſoweit ſie mit den neuen

nach und nach erſcheinenden StaatsConſtitutionen

vereinbarlich ſind , und muͤſſen alſo im naͤchſten
BeſtäͤttigungsFall auf das ſpaͤteſte darna einge :

richtet werden .

. ) Ein Haußptunterſchied , welcher durch die

Stadtfreyheiten ſeine Beſtimmung erwarten muf ,

bezieht ſich auf die Gerichtsbarkeit und Gerichts⸗

pflichtigkeit der Staͤdte . Der Regel nach hat
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hierinn eine Skadt keinen Vorzug vor Landgemein⸗

den ; ſie hat nemlich ſo wenig als dieſe eine Straf⸗

oder Streit⸗ ſondern eine bloſe Polizey⸗ Gerichts⸗

barkeit , obwohl dieſe bey Staͤdten einen bedeuten⸗

deren Umfang und mehr Wuͤrckſamkeit haben kann ;

ſie iſt annebſt im Ganzen , wie in einzelnen Glie⸗

dern der Untergerichtsbarkeit desjenigen Bezirks un⸗

terworfen , dem ſie der Lage nach zugetheilt iſt ,

oder mit anderen Worten , ſie iſt ames ſaͤſſig .

Gie Fann aber , je nachdem es ihre Groͤſſe, ihe

Reichthum , und die Bildung ihrer Buͤrger geſtat —

ten , eines doppelten Vorzugs genießen , entweder ,

daß ſie gar keinem andern Amtsbezirk zugetheilt

ſey , mithin einen abgeſonderten StaatsBezirk bilde ,

durch eigene Beamte die Untergerichtsbarkeit uͤber

ihre Buͤrger in der gleichen Ausdehnung , wie ein

Beamter in AmtsBezirken ſie ausuͤbt , verwalten

laſſe , und von ihr ſofort der zweite Rechtszug an

das ProvinzGericht oder wem ſonſt dieſer Zweig
der Mittelgerichtbarkeit nach einzelnen Orts - und

HerrſchaftsVerſaſſungen angehoͤren mag , gehe ,

dagegen die Stadt im Ganzen als Gemeinde unter

der Richtergewalt der Provinz⸗oder Mittelgerichte
und unter der Polizey Gewalt der ProvinzRegie⸗

rungen ſtehe , welche Staͤdte canzleiſäſſig heiſen ;
oder daß die Staͤdte zwar einem AmtsBezirk zu⸗

getheilt ſeyen , und der Beamte anſtatt der Pro —

vinzregierung uͤber ſie die Polizeygewalt ausuͤbe, ſie



aber dennoch als StaatsPerſon , oder Gemeinde ,

unter dem ProvinzGericht ſtehe , dagegen uͤber ihre

Buͤrger im Einzelnen die Untergerichtbarkeit durch

eigene Beamte fuͤr ſie beſorgt werde , welcherley

Staͤdte mit dem Namen der Vogteypflichtigen

zu belegen ſind . Weder die eine noch die andere

Gattung dieſer Staͤdte kann ihre Gerichtbarkeit

ſelbſt , noch durch Mitglieder , welche nicht der

Rechte gelehrt ſind , ausuͤben ; kann auch vicht die

Rechtsgelehrte Beamte ſelbſt ſetzen , die ihre Ge —

richtsbarkeit zu verwalten haben ; ſondern deren

Sezung geſchieht vom Regenten . Ob dieſer mit

oder ohne zuvor erforderten Vorſchlag tauglicher

Perſonen , zur Auswahl daxinn vorfahre , dieſes

zu beſtimmen bleibt den StadtFreyheiten uͤber⸗

laſſen . Dem Regenten legt ein ſolcher ſtaͤdtiſcher

Beamter die Pflichten auft die GerechtigkeitsVer⸗

waltung und UnterwuͤrfigkeitsErhaltung ab : der

Stadt aber giebt er die ſchriftliche Zuſicherung ,

ſie bei ihren grundgeſezmaͤſigen Freiheiten , ſo⸗

viel an ihm iſt , zu erhalten und zu beſchuͤzen.

Er iſt als Stadtamtmann der Obervorſteher des

unter der Vorſteherſchaft eines Buͤrgermeiſters be

ſtehenden Raths , und das Haupt der Stadtge⸗

meinde , wenn von Vogteypflichtigen Staͤdten die

Rede iſt . Bey canzleyſäſſigen Staͤdten hingegen

wird der Rath in das Stadtvogteygericht und den

Stadtmagiſtrat abgetheilt : Hier iſt der Erſte der

Rechts⸗
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Rechtsgelehrten Richter , als Stadtdirec⸗

tor , Obervorſteher des Ganzen , und un :

mittelbarer Vorſteher des Stadtvogteygerichts,
das ſo viele rechtsgelehrte Richter odet Beiſitzer
hat , als die Geſchaͤfte erfordern ; der Ober

Burgermeiſter aber iſt das unmittelbare

Haupt des Stadtmaͤgiſtrats , er hat in Gemein⸗

ſchaft mit dieſem alles jenes zu beſorgen , was dem
Rath einer amtsſaͤßigen Stadt obgedachtermaaſen
zukommt , und ſtehet zu dem Stadtvogteygericht

in der nemlichen Beziehung , wie jener der amts⸗
ſaͤſſigen Staͤdte zum Landesherrlichen Amte .

. ) Keine Stadt kann im vollen Sinn deg
Worts eine Grundherrſchaft uͤber abgeſonderte Land⸗
gemeinden haben ; wo dergleichen bisher beſtanden
haͤtte , dafaͤllt die buͤrgerliche uud peinliche Gericht⸗

barkeit ſamt den Sporteln , die davon fallen , ſo
wie die Verwaltung der Unterpolizey demnaͤchſt den

Landesherrlichen Aemtern jup denen folde Orte
zugetheilt worden : dagegen die angeſezte Strafen ,
Taxen , ſo wie die PrivatEigenthums Renthen und
die Nuzung der niederen Herrlichkeiten (regalia
minora ) verbleiben , der Stadt ; jedoch ſind die

Nutzungen der Gerichtbarkeit und niederen Herr⸗
lichkeit abloͤslich, und mögen alfo von dem Herrn
der Gemeinde , es ſey von Uns als dein Dber
herrn oder von dem Standesherrn , wo dieſelbe
einem ſolchen angehoͤrten, gegen Erlegung des Fuͤn⸗

2
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undzwanzigfachen Betrags eines durch Fuͤnlund⸗

zwanzigjaͤhrigen Durchſchnitt beſtimmten mittleren

reinen Jahrbetrags an ſich gezogen werden .

8, ) Obwohl es noch hier und da in Unſerem

Staat Maͤrkerſchaften , ( Geraiden , Hubgedin⸗

ge u. ſ. . ) giebt , das heißt eigens umſchloſſene

Bezirke von Wald und Feld , welche mehreren Ge —

meinden zuſammen angehoͤren , und einer gemein⸗

ſchaftlichen Markpolizey unterliegenz ſo hat jedoch

die Erfahrung laͤngſt bewieſen , daß fie zu haͤufigen

Thaͤtlichkeiten , zu noch haͤufigeren Rechtsſtrittigkei⸗

ten und zur allgemeinen Veroͤdung der Mark fuͤh⸗

ren . Alle dieſe ſind anmit zwar bey ihren beſiz⸗

lich hergebrachten Rechtsverhaͤltniſſen fuͤr dermal

beſtaͤttgt , aber zugleich fuͤr aufloͤslich erklaͤrt,

und koͤnnen auf Verlangen eines oder des anderen —

Theilnehmers am Maͤrkerrecht mit Gutheiſen der

Oberpolizey getheilt werden , ohne daß dawider von

irgend einem Gericht Widerſpruch angenommen

und gehoͤrt werden duͤrfe. Der Oberpolizey ſteht

jedoch das Recht zu , die Zeit der Vertheilung

und die Art derſelben ſo zu beſtimmen , daß jedem

Theilhaber fuͤr wohlhergebrachte Gerechtſame ein

billiger Beleg zukomme , und daß die zur getheilten

Benuzung etwa noͤthige Landwirthſchaftliche Vor⸗

bereitungen gehoͤrig vorausgehen koͤnnen .

Wo die verſchiedene Markberechtigungen ſelbſt

beſtritten ſind , da muß vor der wirklichen Thei⸗
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lung dieſer Streit guͤtlich oder rechtlich voraus ent⸗

ſchieden werden , und zum Behuf dieſes Entſcheids

mag alfo eine Klage und RechtsVerhandlung vor

Gerichten zugelaſſen werden . Beſchwerden uber

die Theilung ſelber koͤnnen nur im Wege der

Vorſtellung an die Oberſte StaatsverwaltungsBe⸗
hoͤrde angebracht werden .

. ) Wenn mehrere StaatsBuͤrger unter einer

leitenden Geſellſchaftsgewalt ſich verbinden , um da⸗

mit die Erreichung eines Lebenszweks und den Ge⸗

nus der davoni abquellenden Vortheile zu ſichern ,
und wenn dabey fuͤr ſteten Nachwuchs neuer Glie⸗

der ſtatt der Abgehenden geſorgt wird , ſo entſte⸗

he damit eine ewige Geſellſchaft ; iſt nun der Zweck
einer ſolchen Geſellſchaft zugleich ein Theil des

Staatszwecks , und in dieſer Hinſicht einer beſon⸗
deren StaatsEinwuͤrkung empfaͤnglich und beduͤrf—

ig ; if alfo dieſe Geſellſchaft eine ewige Staats⸗

geſellſchaft : ſo bedarf ſie eben wegen dieſer ihrer

engen Verbindung mit dem Staatszweck einer eige⸗
nen landesherrlichen Beſtaͤttigung und feſtbeſtimm⸗

ten Beiwuͤrkung : ohne dieſe iſt ſie ein ſtrafbares

Unternehmen . Durch dieſe erſt erlangt ſie das Recht

der Untheilbarkeit ( nemlich , daß einzelne Glie⸗

der auf die Aufhebung der Vereinigung und die

Theilung des Gemein - Vermoͤgens nicht dringen

koͤnnen) und der Sicherheit gegen geaͤnderte kuͤnf⸗
tige Anſichten der einzelnen Glieder , ſodann das
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Recht der Perſönlichkeit , nemlich die Befaͤhi⸗

gung der Geſellſchaft im Ganzen zu allen Rechten

und Vortheilen , welche ein einzelner Menſch als

Staats Buͤrger zu genieſen hat und den Staats⸗

ſchutz mit allen ſeinen Rechtwürkungen . Das zehen⸗

jährige Daſeyn einer ſolchen StaagtsGeſellſchaft ,
wenn es von der Staatsobrigkeit gekannt und ge⸗

duldet wurde , gilt fuͤr eine ſtillſchweigende Beſtäͤt⸗

tigung . Jede auf eine oder die andere Art beſtaͤt⸗
tigte ewige Staatsgeſellſchaft iſt eine Koͤrperſchaft :

fie pat als Berein im Ganzen alle jene Rehte

und Pflichten , welche ein einzelner StaatsBuͤrger

in dieſer ſtaatsbuͤrgerlichen Eigenſchaft hat , ſo weit

niht die VereinsBeſtäͤttigung ſie von einem oder

anderem ausſchließt ; ſie hat aber auch darinn keine

Vorzuͤge, als die ihe ein Gnadenbrief namentlich

zugelegt ; ſie hat jedes Recht der Gemeinden ſo

weit dieſes nicht auf den Beſitz einer Markung

gewurzelt iſt . Sie bleibt ſtets dem landesherlichen
Aufloͤſungs⸗ und UmgeſtaltungsRecht unterworfen ,

fúr jene Faͤlle, wo ihr Zweck durch Ausartung

yder Veraͤnderung der Umſtaͤnde mit dem Staats⸗

zweckzim Gegenſtos verfaͤlt. Im Aufloͤſungsfall

wird das Einbringen der lebenden Mitglieder

zu einem ihnen ruͤckfaͤlligen Eigenthum , ſoweit es

nicht als Erkauf einer Lebſucht zugleich angeſehen

werden muͤßte , und dieſe Lebſucht durch Penſioni :

rung oder auf andere Art fortgereicht wuͤrde, in



welchem Fall es demjenigen zufaͤllt, melher diefe
leiſtet ; das Stiftungsgut ( worunter alles einzu⸗
begreifen iſt , was von einzelnen Eigenthuͤmern zu

Beförderung des Zweks der Koͤrperſchaft eigens ger

widmet worden , und defen Widmung noh be :

kannt und erweislich if ) , muf au anderen fort
daurenden Zwecken , die den vorigen am näͤchſten
ſind, verwendet werden ; das Errungenſchafts⸗
gut aber , nemlich jenes , was Theils durch Ein⸗

bringen verſtorbener Geſellſchaftsglieder theils ſonſt

auf jede andere gemeine Erwerbsweiſe erworben

oder vorgeſpart worden, wird zu Herrenloſem Gut .

Wer die leitende Gewalthaber zu ſetzen habe , wel⸗

he Beſugniſſe der Leitung dieſen zuſtehen , wie
weit ſolche vor ſich allein oder mit Beywirkung

aller oder einzelner Koͤrperſchaftsgenoſſen zu han⸗
deln haben , welche Zwangsbefugniſſe dieſen fuͤr
ihre Anordnungen allenfalls zuſtehen , oder ob ſie

lediglich durch Anrufung obrigkeitlicher Huͤlfe han⸗
deln muͤſſen , endlich wie weit ihre Schluͤſſe einer

ausdruͤcklichen oberherrlichen Genehmigung beduͤr⸗

fen , dieſes muͤſſen die Grundgeſeze jeder Koͤrper⸗

ſchaft beſtimmen ; was darinnen nicht beſtimmt iſt ,

dgruͤber ordnet die Oberpolizey nach Ermeſſen . In

jedem Fall bleibt fuͤr alle Schluͤſſe oder Ordnungen
einer Koͤrperſchaft , in ſoweit ſie auf den Staats⸗

zweck Bezug haben , der Oberpolizeybehoͤrde das

Necht der Minderung oder Mehrung , das jedoch



die PrivatRechte der Geſellſchaftsglieder nicht anta⸗

ſten , ſondern gebuͤhrend erhalten und ſchirmen muß .

1o . ) Das bisher geſagte gilt auch von

Staats Anſtalten ( Inſtituten ) d. h von

Sammlungen einzelner Staatsbuͤrger , die mit Aus⸗

ſicht auf ſtete Fortdauer gemacht wurden , und die

unter einer von fremder Vorſorge aufgeſtellten

mithin nicht geſellſchaftlichen leitenden Gewalt ver⸗

bunden ſind , zur bloſen Theilnahme an dem Genus

eines LebensVortheils , der durch fremde Bemuͤ⸗

hung erzielt wird , und der zugleich mit unter die

ergaͤnzende Theile des Staatszwecks gehoͤrt. Hier

kommen alſo ſtets zweierley verſchiedene Gattungen

von Betheiligten vor ; Arbeitende und Genieſſende .

Jedoch koͤnnen hier die genieſende Mitglieder nie

als Geſellſchaftsglieder angeſehen werden , mithin

kann niemals von Mitwuͤrkung derſelben zu Schluͤſ⸗

ſen uͤber den Gang und das Intereſſe der Anſtalt
die Rede werden , ſondern ſie ſind bloſe Geſell⸗

ſchaftsgenoſſen und haben in dieſer Eigenſchaft kei⸗

ne wechſelſeitige beſondere Rechte unter fih , fon :

dern nur ein gemeinſchaftliches Intereſſe und das

Recht an die ganze Geſellſchaft zu verlangen , daß

ihnen von dem Genuß mit dem ſie eingetreten

ſind , durch willkuͤhrliche Schluͤſſe der Geſellſchafts⸗

glieder nichts entzogen werde. Ob uͤbrigens die

für den Zweck der Anſtalt arbeitende Perſonen

blos Staatsdiener nicht Geſellſchaftsangehoͤrige



ſeyen , in welchem Fall die Anſtalt eine reine

Staatsanſtalt iſt , wie z . E. Siechenhaͤuſer ,Irren⸗
haͤuſer u. dgl . ; oder ob dieſe zugleich Geſellſchaftsge⸗
noſſen und Vertre ter der Geſellſchaft ſeyen , in wel⸗

chem Fall eine gemiſchte Staatsanſtalt vorhan⸗
den iſt , wie z. E. Dienerwittwen⸗VerſorgungsAnſtal⸗
ten , dieſes hängt vonEinſicht der Entſtehungsvertraͤ⸗
ge ab . Eine reine Staatsanſtalt hat kein eigenes
Recht Schluͤſſe zu faſſen , noch nach ihrem Ermeſſen
zu beſtimmen, was fuͤr den Zweck geſchehen ſoll , ſon⸗
dern dieſes alles ſo weit es nicht durch die Entſte⸗
hungsUrkunden unwiderruflich beſtimmt iſt , haͤngt von

dem jeweiligen Gutfinden des Regenten ab , und ſeine
Inſtructionen beſtimmen den Uinfang des Wuͤrkungs⸗
Kreiſes der Arbeiter in der StaatsAuſtalt , ſo wie der

Genustheilhaber . Bei gemiſchten Anſtalten hin⸗

gegen findet ein doppelter Geſichtspunkt ſtatt . Das

Verhaͤltniß der arbeitenden vder beytragenden Mit⸗

glieder unter ſich und zum Zweck des Ganjen iſt jenes
einer Koͤrperſchaſt , und in ſoweit treten die von dieſen
gegebener Regeln ein ; das Verhaͤltnis der genieſenden
Glieder hingegen unter ſich zum Zweck des Ganzen iſt
das zuvorgezeichnete einer reinen Staats⸗Anſtalt .

11 . ) Alle in dieſer Conſtitutionsurkunde genaunte
Staatsperſonen — nemlich Gemeinden , Koͤrperſchaf⸗
ten , Staats⸗Anſtalten aller ſind als Minderjaͤh⸗

rige anzuſehen , und ſind alſo in Bezug auf ihre Hand⸗

lungen und auf ihre Vermoͤgens - Verwaltung oder

Veraͤuſſerung aller derer Rechte theilhaftig , welche

durch die Rechts⸗ Geſezgebung des Landes oder der

Provinz , in deren ſie exiſtiren oder handeln , den

Minderjaͤhrigen zu Gut geordnet ſind , haben aller

dieſen zukommenden beſonderen StagtsVorſorge zu

genieſſen , aber auch alle die beſonderePflichten der

Minderjaͤhrigen zu erfuͤllen, ſo weit ſie nach ihrer all⸗



gemeinen Natur und den beſonderen Grundgeſezen
ihrer Verfaſſung auf fie anwendbar find .

12 . )Die nach dieſer Conſtitution bey mehreren
Unſerer Staͤdte noͤthig werdende neue Organiſa⸗
tion , wodurch ſie auf einen dieſer Conſtitution an⸗

gemeſſenen Stand umgebildet werden , wird andurch
Unſeren adminiſtrativen Provinz⸗Collegien uͤbertra⸗

gen , welche vorderſamſt zum Polizey Departement
Unſeres GeheimenRaths den Plan , wie ſie dabey
zu Werk gehen zu koͤnnen vermeinen , um mit dem

mindeſten Nachtheil fuͤr die Staͤdtiſche Aerarien und

Individuen die Sache auszufuͤhren , ferner die Ka⸗

tegorien , in welche jede der organiſationsbeduͤrftigen
Staͤdte zu ſezen iſt , und die beſondere Modificatio⸗
uen , die etwa ihre Individualitaͤt erfordert gutaͤcht⸗
lich anzuzeigen und desfalls die beſondere Reſolution
nachmals zu erwarten haben.

Indem Wir anmit gegenwaͤrtige Urkunde in ihrer
Urſchrift , mit Unſerer Unterſchrift begleitet haben ,
und ſie in Kraft immerdaurender Fragmatiſcher
Sanetion und Staatsgrundgeſezes fuͤr Unſeren
neuen Staat verkuͤnden , ſofort den lezter waͤhnten
Auftrag Unſerer Provinz Collegien ertheilen , ſor⸗
dern Wir Unſere ſaͤmmtliche Staats⸗ Angehörige,
hohen und niedern Standes und Unſere . ſaͤmmtliche
Diener jezige und kuͤnftige auf , ſich gebuͤhrend hier⸗
nach zu achten , daran geſchiehet Unſer Wille und
meinen Wir das ernſtlich . Urkundlich Unſeres bei⸗

gedruckten Staats Inſiegels . Karlsruhe den 14 .
Suli 1807 .

Vt. G. E. Graf voit
ye Fr. Brauer. ( . . ) BenzelSternau .

Auf Sr . Koͤnigl. Hoheit Special Befehl .
L. Winker⸗

RESAS

DEK
GAUEN

RAROS

VAE

N

i
S

R
i è
l






	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	Seite 4
	Seite 5
	Seite 6
	Seite 7
	Seite 8
	Seite 9
	Seite 10
	Seite 11
	Seite 12
	Seite 13
	Seite 14
	Seite 15
	Seite 16
	Seite 17
	Seite 18
	Seite 19
	Seite 20
	Seite 21
	Seite 22
	Seite 23
	Seite 24
	[Seite]
	[Seite]

